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6, März 2024

Sehr geehrte Frau Präsidentin,

zum oben genannten Beratungsgegenstand erhalten Sie die Äußerung des
Thüringer Rechnungshofs mit der Bitte um WeEterieitung an die Mitglieder
des Ausschusses für Bildung, Jugend und Sport.

Weiterhin erhalten Sie als Anlage das ausgefüllte Formblatt zur Datenerhe"
bung nach § 5 Abs. 1 Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsge-
setz.

Mit freundlichen Grüßen

Anlagen

Thürlngar
Rechnungshof
Burgalraße i
07407 Rudoistadt

www.rechnungshol.thu8rlngen.da
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Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

der Rechnungshof bedankt sich für die Ubersendung des Gesetzentwurfs
und die Möglichkeit zur Stellungnahme. Er merkt zu den Schwerpunkten des
Gesetzentwurfs das Folgende an:

Der Gesetzentwurf soll die bestehenden Regelungen in § 18 Abs. 1 Satz 4
ThÜrSchfTG zur staatlichen Finanzhiffe an Träger von Schulen in freier Trä-
gerschaft (Träger) sprachlich konkretisieren. Hintergrund sei die geänderte
Rechtsauffassung innerhalb der Verwaltung zum Umfang der staatlichen FE-
nanzhiffe für den Schulaufwand der Träger. Bei der Prüfung von Verwen"
dungsnachweisen würden entgegen der vorherigen Praxis GemeEnkosten
und Abschreibungen nicht mehr berücksichtigt. (n der Folge haben Träger
einen Teil der staatlichen Finanzhilfe an das Land zurückzuzahlen.
Die gesefziiche Klarsteliung so!! keinen Einfiuss auf die Höhe der gesetziE-
chen Finanzhilfesätze pro Schüler haben.

Der Rechnungshof nimmt in seiner Stellungnahme auf die dem Scheiben
des Landtags beigefügten Fragen zum Gesetzentwurf Bezug, soweit ihm
eine Beantwortung möglich ist. Um den Ergebnissen der vorgesehenen
Überprüfung der Angemessenheit der Finanzhilfe gemäß § 18 Abs. 6
ThürSchfTG nicht vorzugreifen und mangels eigener Prüfungserfahrungen
in diesem Bereich, geht er auf die Fragen 3 und 4 nicht ein.
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VQrbiatt-A. Problem und Reaeiunasbedürfnls

Der Rechnungshof hat zunächst Vorbehalte zu den Ausführungen im Teii A.

Er hat der Antwort des Thüringer Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport
(TMBJS) auf die Kleine Anfrage 7/4701 (Drucksache 7/8038) entnommen,
dass dessen Rechtsauffassung zur staatlichen Finanzhllfe unverändert ge-
blieben ist. Vielmehr hat das TMBJS beginnend ab dem Jahr 2019 gegen-
über Trägem klargesteilt, dass sogenannte Overheadkosten keine Aufwen-
düngen zum Betrieb einer Schule darsteilen, sondern zum Aufwand des Trä-
gers zählen. Dieser Aufwand kann nicht bei der staatlichen Finanzhilfe be-
rücksichtigt werden. Der dargestelite Sachverhaft und die damit einherge-
hende Motivation für den Gesetzentwurf sollten deshalb noch einmal über-
prüft werden.

im Bericht zur Angemessenheit der staatlichen Finanzhilfe nach dem Thü-
ringer Gesetz über Schuien in freier Trägerschaft (Drucksache 7/968 vom
10.Juni 2020) hat das TMBJS seine Auffassung bereits 2020 auch !m Hin-
blick auf Abschrelbungen ausführlich begründet. Es hat sich dabei auch mit
zwei externen Gutachten auseinandergesetzt. Die Ausführungen des
TMBJS einschließlich der Auseinandersetzung mit der abweichenden Ein-
Schätzung elnes externen Gutachtens sind nachvoiiziehbar begründet Der
Rechnungshof verzichtet auf die Bewertung eines weiteren externen, von
der Landesarbeitsgemeinschaft der freien Schulträger in Thüringen in Auf"
trag gegebenen Gutachtens vom November 2022 (vg!. Frage 2).

Vorblatt" B. Lösung

Der Rechnungshof sieht im Übrigen in den vorgesehenen Änderungen keine
bloße Kiarstellung der bisherigen Regelungen, weiche ohne Einfiuss auf die
Höhe der gesetzlichen Finanzhilfe pro Schüler bleiben würden.

Der Schulaufwand ist mit Verweis auf § 3 Abs. 1 bis 3 des Thüringer Geset-
zes über die Finanzierung der staatlichen Schulen abschließend beschrie"
ben. Die angestrebte Änderung erweitert den Schulaufwand exklusiv für die
Schuien En freier Trägerschaft auf die sogenannten „Gemein" und Overhead-
kosten" sowie die „Abschreibungskosten". Ob sich dies zu einer Ungieichbe-
Handlung im rechtlichen Sinn entwickelt, tässt sich nicht ohne Weiteres be-
antworten. Hierzu sind die FJnanzierungssysteme der Schulen zu unter-
schiedlich. Die vorgesehene Evaluation zurAngemessenhelt der FJnanzhilfe
könnte hierzu Aufschluss geben. (vgL Frage 1)
Der Rechnungshof empfieNt insoweit eine Anlehnung an dio Regelungen für
staatliche Schulen.

In Bezug auf die „Abschreibungskosten" wäre aus Sicht des Rechnungshofs
auch das Verhältnis der geplanten Regelung zu § 18 Abs. 9 ThürSchfTG zu
prüfen. Danach erfolgt die staatliche Finanzhilfe höchstens in Höhe der tat-
sachlichen Kosten. Wenn das Gesetz tatsächiiche Kosten so versteht, dass
sie auf Zahlungsvorgängen der Träger beruhen, stünden beide Regelungen
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in einer künftigen Fassung des ThürSchfTG im Widerspruch. Abschreibun-
gen basieren auf einem fiktiven theoretischen Aufwand.

Der Gesetzentwurf sollte daher zwingend die Ergebnisse der anstehenden
Überprüfung nach § 18 Abs. 6 Satz 1 ThürSchfTG berücksichtigen.

Der Rechnungshof sieht zudem keinen Grund, eine Entscheidung zur Aner-
kennung von Gemeinkosten vorwegzunehmen. Der Landtag hat die Landes-
reglerung mit Beschlussvom 20. Dezember 2023 (Drucksache 7/9331) auf-
gefordert, zunächst keine Bescheide zu Verwendungsnachweisen zu erlas-
sen, die auch „Overheadkosten" beinhalten. Nach den Ausführungen des
Bildungsministers in der 125. Sitzung des Thüringer Landtags folgt das
TMBJS diesem Beschluss.

Der Rechnungshof verweist im Übrigen auf die Ausgangslage zur staatlichen
FEnanzhiife für Schuiträger. Der EvaluationsberEcht des TMBJS aus 2020
macht deutlich, dass die staatliche Finanzhilfe so gestaltet sein muss, dass
das ExistenzminEmum der institution „Ersatzschule" nicht evident gefährdet
ist (nicht der einzelnen Schule und auch nicht einzelner Träger). Eine voll-
ständige Ausfinanzierung im Vergleich zu den Schülerkosten an staatlichen
Schuien ist nicht geboten. Die aktuellen (dynamischen) Schülerkostenjah"
resbeträge sind Ausdruck der Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers,
wie er zu einer Angemessenheit der Flnanzhilfe In ihrer Gesamtheit gelan-
gen möchte. Es erscheint vor diesem Hintergrund nicht zweckmäßig, ein-
zelne vermeintliche Teiiaspekte zum jetzigen Zeitpunkt neu zu bewerten.

Der Rechnungshof empfiehlt dem Landtag, den Gesetzentwurf zumindest so
lange zurückzustellen, bis die Abgeordneten in die Lage versetzt sind, eine
Bewertung der Angemessenheit der Finanzhilfe vorzunehmen. Dies dürfte
der Fall sein, wenn das externe Gutachten Em Landtag beraten worden ist.
Die „verfassLmgsmäßigen Ansprüche" der Träger sieht der Rechnungshof
aus den vorangegangenen Erwägungen heraus nicht gefährdet, selbst wenn
die geplanten Änderungen zurückgesteiit werden. Auf diese Weise wird auch
der Gefahr vorgebeugt, dass mit einem vorzeitigen gesetzgeberischen Tä-
tigwerden der Grundstein für unvorhersehbare Belastungen für die künftigen
Haushalte geiegt wird.

Vorblatt-D. Kosten

Der Rechnungshof widerspricht der Einschätzung zu Kostenfolgen im Vor-
biatt des Gesetzentwurfs. Die geplante Änderung ist zumindest geeignet, d!e
Einnahmen des Landes für den Fall zu schmälern, wenn Rückforderungen
in geringerem Umfang bei den Trägem geltend gemacht werden können.
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Beabsichtigte Beauftraaung des Rechnunashofs nach § 18 Abs. 6
Satz 1 ThürSchfTG

Der Bildungsminister hat sich im November 2023 an den Rechnungshof ge-
wandt und ihm die Aufgabe der gutachteriichen Beratung nach § 18 Abs. 6
ThürSchfTG angetragen.
Der Rechnungshof unterrichtet den Landtag klarstellend zu den Gründen,
die gegen eine Begutachtung nach § 18 Abs. 6 Satz 1 ThürSchfTG durch
den Rechnungshof sprechen. Er nimmt hierzu auf seine gegenüber dem
TMBJS mit Schreiben vom 13. Dezember 2023 geäußerten Ausführungen
zu Sinn und Zweck der genannten Norm sowie seiner Rolle Bezug, (vgl. An-
läge)
Insofern waren die Äußerungen des Biidungsministers, „dass der Rech"
nungshof sich nicht In der Lage sieht, dieses Gutachten auszuarbeiten", in
der 125. Sitzung des Thüringer Landtags sowie in der 68. Sitzung des Aus-
Schusses zumindest stark verkürzt.

Mit freundlichen Grüßen

Anlage
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Sehr geehrter Herr Minister,

vielen Dank für Ihre Anfrage und das damit dem Rechnungshof entgegenge-
brachte Vertrauen. Das Kollegium hat zu Ihrem Anliegen beraten und einen
Beschluss gefasst. Im Ergebnis dessen sieht der Rechnungshof keine Mög-
lichkeit zur Ersteliung des begehrten Gutachtens.

Die Landesregierung hat die Angemessenheit der Höhe der staatlichen Fh
nanzhilfe am Stichtag 1. August 2023 zu prüfen. Hierfür ist gemäß § 18 Abs.
6 Satz 1 ThÜrSchfTG ein externes Gutachten durch die Landesreglerung in
Auftrag zu geben. Die freien Schutträger sind bei Prüfung der Angemessen"
heit zu beteiligen. Sinn und Zweck der genannten Norm kann nur die Einbin-
düng fachlicher Expertise außerhalb der Verwaltung des Freistaats sein, die
ihrerseits Grundlage für die Einschätzung der Landesregierung ist. Als un-
abhängige Finanzkontroiie ist der Rechnungshof zwar einerseits nicht der
Exekutive zugeordnet, andererseits jedoch oberste Landesbehörde, Ob ein
Gutachten des Rechnungshofs - unabhängig von der Frage der rechtlichen
Zulässfgkeit - unter Berücksichtigung von Entsteh ungsgeschichte sowie
Sinn und Zweck der Norm im Regelungskomplex dem gesetzgeberischen
Auftrag entspräche, ist zweifelhaft.

Dessen ungeachtet verfügt der Rechnungshof zum Thema über keine ein-
schtägigen Prüfungserfahrungen, die aber gerade Voraussetzung fürjegli-
ehe beratenden oder gutachterlichen Äußerungen sind. Für solch umfang-
reiche Begutachtungen hält er zudem keine entsprechenden Ressourcen
vor.

Mit freundlichen Grüßen
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